
Vom Islamischen Staat zum Weltkalifat

Die Arabellion als Wegbereiter des globalen „Heiligen Krieges“ 

Berndt Georg Thamm

Zeitenwende im Nahen und Mittleren Osten, dessen fast einhundertjährige 
regionale Ordnung, einst durch Siegermächte des Ersten Weltkrieges etab-
liert, zerfällt. Zum Brandbeschleuniger dieses Zerfalls, zu dem auch der pro-
vozierte Zusammenbruch des uralten orientalischen Kulturraumes gehört, 
wurden islamistische Milizionäre einer Dschihadistengruppe. Vom Bürger-
kriegsland Syrien kommend, hatten sie auf ihrem Feldzug in Mesopotamien 
nach der Einnahme der Zweimillionenstadt Mossul im Irak im Fastenmonat 
Ramadan 1435 (29. Juni 2014) einen eigenen Islamischen Staat (IS) prokla-
miert. Auf diese entstandene „Großmacht des Terrors“ reagierte der Westen 
zehn Tage später mit Luftangriffen eines US-geführten Anti-IS-Bündnisses. 
Am 8. August 2015, dem ersten Jahrestag dieses Zusammenschlusses, dem 
mittlerweile über 60 Länder angehören, hatte dieser bis dahin fast 6.000 Ein-
sätze gegen den IS geflogen, der dadurch jedoch kaum geschwächt wurde, so 
die Einschätzung der US-Geheimdienste. Heute kontrollieren die IS-Soldaten, 
aus ihrer Miliz war eine Armee geworden, ob ihrer militärischen Professiona-
lität ein Territorium, das sich vom Osten Syriens bis zum Norden und Osten 
des Irak erstreckt. Die ideologische Anziehungskraft dieser neuen Macht ist 
ungebrochen, ermöglicht eine Entwicklung hin zu einem transnationalen 
Terrorimperium, dessen Kämpfer sich längst auch außerhalb des syrisch-ira-
kischen Kerngebietes dschihad-terroristisch betätigen. So starben bei einem 
Selbstmordanschlag am 20.Juli auf ein Kulturzentrum in der südtürkischen 
Stadt Surus, urbaner Nachbar der nordsyrischen Kurdenstadt Kobane, 32 Men-
schen. Die Türkei machte für diesen Terrorakt den IS verantwortlich, öffnete 
in der Folge seine NATO-Basis Incirlik für US-Luftschläge gegen den IS und 
schloss sich deren internationalen Anti-IS-Koalition an. In einer unmissver-
ständlichen Botschaft erklärte der IS daraufhin am 17. August der „nichtmus-
limischen“ Türkei den Krieg und rief zum Aufstand gegen deren Präsidenten 
Recep Tayyip Erdogan, den „Teufel“, mit den Worten auf: „Alle Gläubigen sol-
len Istanbul erobern, die Stadt, die der verräterische Erdogan Tag und Nacht 
den Kreuzfahrern ausliefert“. Der vor einem guten Jahr ausgerufene Islami-
sche Staat (ad-Daula al-islamija) ist nicht irgendein Staat; er ist das Kalifat, das 
neue Kalifat. Und eben dieses erklärte mit der Türkei einem Staat den Krieg, 
der vor 91 Jahren per Gesetz das Kalifat abgeschafft hatte.

Der Tod des Kalifats – posttraumatische Belastung der  
islamischen Welt

Das letzte islamische Großreich hatte mit dem Ende des Osmanischen Reiches 
(1299 – 1922) nach dem Ersten Weltkrieg aufgehört zu existieren. Ende Okto-
ber 1914 war es auf Seiten des Kaiserreiches Deutschland in den Krieg hin-
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eingezogen worden. Anfang Novem-
ber erklärten Russland, England und 
Frankreich den Osmanen den Krieg. 
In der Folge rief Sultan Mehmed Khan 
V. (1844 – 1918) als Kalif (und damit 
Oberhaupt der Muslime) zum Dschi-
had, zum „Heiligen Krieg“ auf. Doch 
die Dschihad-Solidarität der musli-
mischen Welt blieb aus, das Osmani-
sche Reich ging unter. Seine Vertreter 
unterzeichneten am 10. August 1920 
in Sèvres bei Paris einen Diktatfrie-
den der Sieger, der quasi einen halb-
kolonialen Status des Landes fest-
schrieb. Zwei Jahre später beschloss 
die Nationalversammlung, das über 
500 Jahre bestehende Sultanat zum 
1. November 1922 abzuschaffen. Mit 
Mehmet IV. ging der letzte Sultan 
(arab.: Herrscher) ins Exil. Im darauf-
folgenden Jahr ratifizierte die große 
Nationalversammlung den Friedens-
vertrag. Am 1. Oktober 1923 verlie-
ßen die letzten Besatzungstruppen 
Istanbul. Keine vier Wochen später 
wurde die Republik Türkei gegrün-
det, deren Präsident Mustafa Kemal 
(1881 – 1938), Atatürk („Vater aller 
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Türken“) genannt, eine laizistische 
Ordnung vorsah. Gut vier Monate 
später wurde am 3. März 1924 nicht 
nur das Haus Osman ausgebürgert, 
sondern auch nach über 400 Jahren 
(nach 1518 hatte der osmanische 
Sultan Selim I., nachdem er die Kon-
trolle über Mekka und Medina errun-
gen hatte, auch den Titel des Kalifen 
angenommen) das Kalifat per Gesetz 
Nr.431 abgeschafft. Mit der Abset-
zung des letzten Kalifen Abdülmecid 
wurde die jahrhundertealte Personal-
union von Sultan und Kalif beendet. 
„Der Sultan in seiner Eigenschaft als 
Kalif“, so hieß es noch in der 1878 ver-
abschiedeten Verfassung des Osma-
nischen Reiches, „ist der Schutzherr 
für die muslimische Religion“. Nur 
eine Woche später wurden die Scha-
ria-Gerichte und damit die islami-
sche Rechtsordnung aufgelöst. Zum 
Schluss wurde am 10. April 1928 in 
der Türkei der Islam als Staatsreligion 
aus der Verfassung gestrichen. Insbe-
sondere die Abschaffung des Kalifats 
löste in der gesamten islamischen 
Welt einen regelrechten Schock aus. 
Der Kalif war schließlich der „Nach-
folger“ (des Propheten Mohammed), 
eben der „Stellvertreter des Gesand-
ten Gottes“. Mit ihm wurde eine isla-
mische Regierungsform dargestellt, 
in der die weltliche und die geistliche 
Führerschaft in der Person des Kali-
fen vereint war. Ein theokratisches 
Modell, das bereits zu Lebzeiten des 
Propheten in dessen Staat in Medi-
na praktiziert wurde, war nun abge-
schafft worden – welche Schmach, 
welche Schande.

Die Idee der Kalifat-Wieder-
errichtung – aufgegriffen vom 
Dschihadterrorismus

Nach dem Untergang des osmani-
schen Kalifats gab es in den ersten 
Jahren immer wieder Bestrebungen, 
das Kalifat zu beleben. Doch konn-
ten sich auf einer internationalen 
Kalifatskonferenz, zu der Gelehrte 
der Azhar-Universität in Kairo 1928 

eingeladen hatten, die Teilnehmer 
nicht mehr über den „staatsrechtli-
chen Charakter des Kalifats“ einigen. 
Dennoch wurde der Kalifatsgedanke 
nie ganz ausgelöscht. So wurde in 
Ägypten unter der Führung des Leh-
rers Hassan al-Banna (1905 – 1949) 
die Gesellschaft der Muslimbrüder 
(jamiyat al-ikhwan al-muslimin) mit 
dem Ziel gegründet, den hegemoni-
alen Ansprüchen europäischer Kolo-
nialherren und den säkularistischen 
Tendenzen nach türkischem Vorbild 
islamische Moralvorstellungen ent-
gegenzusetzen. Nur die Rückkehr 
zum wahren Islam könne den Uner-
träglichkeiten und Demütigungen 
für Muslime ein Ende bereiten und 
die islamische Ordnung neu etab-
lieren. Die Allgemeine Ordnung der 
Muslimbrüder sah die Errichtung 
des Islamischen Staates vor, bis zum 
heutigen Tage. Von der Muslimbru-
derschaft spaltete sich nach dem 
Ersten Arabisch-Israelischen Krieg 
die 1953 von Exil-Palästinensern in 
Jordanien (Ostjerusalem) gegründe-
te Hizb ut-Tahrir (HuT), die „Partei 
der Islamischen Befreiung“ ab, die 
sich ebenfalls (bis heute) für die Wie-
dererrichtung des Kalifats einsetzte. 
Nicht zuletzt nahm der wahhabiti-
sche Saudi Osama bin Laden (1957 – 
2011) als Kriegsfreiwilliger zum Ende 
des Afghanistankrieges 1988/89 die 
Idee, ein Kalifat zu errichten, wie-
der auf. Der Begründer der al-Qaida 
al-Dschihad, der „Basis des Heiligen 
Krieges“, ließ Jahre später als Gast 
der Taliban in deren Emirat Afgha-
nistan (1995 – 2001) in paramilitäri-
schen Camps Tausende junger Mus-
lime nach dem al-Qaida-Handbuch 
„Militärische Studien des Dschihad 
im Kampf gegen die Tyrannen“ aus-
bilden. In der Einleitung dieses Ter-
roristen-Handbuches hieß es u.a.: 
„Nach dem Fall unserer orthodo-
xen Kalifate am 3. März 1924 wurde 
unsere islamische Nation mit abtrün-
nigen Herrschern geschlagen … Die-
se ... haben begonnen, das Wesen der 
islamischen Nation zu zerbrechen 
...“ In der 1. Lektion des Handbuches 

hieß es vor dem Hintergrund vorge-
nannter Schmach dementsprechend: 
„Die wichtigste Mission der Militär-
organisation ist der Sturz der gottlo-
sen Regime und ihre Ersetzung durch 
ein Islamisches Regime“. Dieses Ziel 
verfolgte die al-Qaida über zwanzig 
Jahre auf vielen Schauplätzen des 
Dschihad, ohne es jedoch realisie-
ren zu können. Erst auf dem heuti-
gen Dschihad-Schauplatz Irak wur-
de aus der Idee, das Kalifat wieder 
zu errichten, eine Realität. So scho-
ckiert die Welt des Islam 1924 über 
die Abschaffung des Kalifats war, so 
erstaunt war sie nun 2014, als das 
Kalifat wieder ausgerufen wurde – 
von Dschihadisten. Diese sprachen 
sowohl den saudischen Sunniten als 
auch den schiitischen Iranern nicht 
nur den Anspruch ab, die jeweils ein-
zigen wahren Nachfolger des Prophe-
ten zu sein, sondern machten ihnen 
auch die Vorherrschaft beginnend im 
Irak und in Syrien streitig. Vor die-
sem Hintergrund waren die Begrün-
der des neuen Kalifats für die etab-
lierte arabisch-islamische Welt eben 
al-irhabiyyun – „die Terroristen“.

Warnungen vor Kulturkrieg 
und Weltunordnung –  
die frühen Mahner

Nach dem Ende des Kalten Krieges 
sahen einige Politikwissenschaftler 
statt eines harmonischen Zusam-
menwachsens in einer zunehmend 
vernetzten Welt neue Konflikte globa-
len Ausmaßes entstehen. Als „Krieg 
der Zivilisationen“ beschrieb der 
gebürtige Syrer Bassam Tibi 1995 die 
„Politisierung ethnischer Konflikt-
potenziale, die den Ost-West-Kon-
flikt ablösen und in der Folge von 
unterschiedlichen Kulturen in Krie-
gen ausgetragen werden“. Schon 
zwei Jahre zuvor ging sein US-ame-
rikanischer Kollege Samuel Phillips 
Huntington (1927 – 2008), in seinem 
Essay „Der Zusammenprall der Zivi-
lisationen?“ (Foreign Affairs, 1993) 
der Frage nach, ob es einen Kampf 



der Kulturen (The Clash of Ziviliza-
tions?) gebe. Huntington nannte die-
se Auseinandersetzungen „Bruchlini-
enkonflikte“ bzw. „Bruchlinienkrie-
ge“, wenn die Konflikte gewaltsam 
geworden waren. Der erste Krieg 
dieser Art war der sowjetisch-afgha-
nische Krieg (1979 – 1989). Weltpoli-
tisch gesehen war das zu dar al-Islam 
(Gebiet des Islam) gehörende Afgha-
nistan zum finalen Schauplatz des 
Kalten Krieges geworden. Mit dem 
Sieg seiner „Gotteskrieger“ (Mud-
schaheddin) über die Gottlosen aus 
dem sowjetischen „Gebiet des Krie-
ges“ (dar al-Harb) fand in der Folge 
eine bis dahin mehr oder weniger 
verlässliche Sicherheitsarchitektur 
der bis zu diesem Zeitpunkt gültigen 
bipolaren Weltordnung ihr Ende. Ein 
halbes Jahrzehnt nach diesem ersten 
Bruchlinienkrieg und seinen sicher-
heitspolitischen Folgen veröffent-
lichte Samuel P. Huntington 1996 sein 
Buch „Kampf der Kulturen – Die Neu-
gestaltung der Weltpolitik im 21. Jahr-
hundert“, das in 26 Sprachen über-
setzt weltweit Aufsehen erregte. Ob 
seiner These, dass nach dem Ende 
der Blockkonfrontation nicht mehr 
ideologische, sondern Kulturen, so 
die islamische und die westliche, auf-
einandertreffen, erntete er auch mas-
sive Kritik. „Ein globaler Krieg unter 
Beteiligung der Kernstaaten der gro-
ßen Kulturkreise der Welt“, so Hun-
tington, „ist höchst unwahrschein-
lich, aber nicht unmöglich. Entste-
hen könnte ein solcher Krieg ... aus 
der Eskalation eines Bruchlinienkrie-
ges zwischen Gruppen aus verschie-
denen Kulturen, am wahrschein-
lichsten unter Beteiligung von Mus-
limen auf der einen Seite und Nicht-
muslimen auf der anderen …“

US-geführte Operationen am 
Hindukusch und in Nahost 
– Wegbereiter einer Islamisti-
schen Internationalen

Am Hindukusch war in den 1980er 
Jahren ein Bruchlinienkrieg eska-

liert. Ende 1979 waren sowjetrussi-
sche „Ungläubige“ in die afghani-
sche dar al-Islam einmarschiert. Für 
die UdSSR wurde der folgende Krieg 
zur größten militärischen Operation 
seit dem Zweiten Weltkrieg. Für die 
afghanischen Glaubenskämpfer, auf 
deren Seite in zehn Jahren Krieg rund 
35.000 von Muslimbruderschaft, 
World Muslim League und Palestini-
an Islamic Radicals motivierte „aus-
ländische Kämpfer“ (Foreign Figh-
ters) aus 43 islamischen Ländern 
standen, wurde der Verteidigungs-
dschihad zur „Mutter aller heiligen 
Kriege“ der Neuzeit. Diesem Bruch-
linienkrieg folgte ein mehrjähriger 
Bürgerkrieg, aus dem die radikal-
islamischen Taliban als Siegermacht 
hervorgingen, die Afghanistan 1997 
zum Islamischen Emirat und damit 
„Modell für die gesamte islamische 
Welt“ erklärten. Dieser „Gottesstaat“ 
wurde für die al-Qaida zum sicheren 
Hafen, war ihr Begründer doch von 
1995 bis 2001 Gast des Taliban Füh-
rers Mohammed Omar (1950 – 2013). 
In ihren paramilitärischen Anla-
gen wurden mindestens 20.000 (bis 
70.000 ?) junge Muslime mit dem Ziel 
beschult, den Dschihad in deren Hei-
matregionen von Zentralasien über 
den Kaukasus und Nahost bis nach 
Nord- und Ostafrika zu tragen und 
gegen die dortigen Tyrannen zu füh-
ren. Bin Ladens territorial ungebun-
dener Dschihad gegen den „interna-
tionalen Unglauben“ (al-Kufr al-Ala-
mi) kulminierte mit den 9/11-Terror-
anschlägen gegen die USA.

Operation Enduring Freedom 
in Afghanistan (2001 – 2014)

Für die USA begann in der Folge ein 
Global War on Terrorism, in dessen 
Rahmen die militärische Großopera-
tion Enduring Freedom (OEF) statt-
fand, an der sich rund 70 Nationen 
beteiligten.
Schon am 7. Oktober 2001 begann 
die US-geführte OEF in Afghanistan 
gegen Terroristen und Taliban, auf 

deren Seite 12.000 Foreign Fighters 
aus über 40 muslimischen Ländern 
auch 2.000 al-Qaida-Dschihadisten 
standen. Mit der Taliban-Kapitulati-
on nur acht Wochen später war am 5. 
Dezember die weltweit reaktionärs-
te Klerikaldiktatur beendet. Um die 
Region sicherer zu machen und damit 
zu stabilisieren, wurde wenig später 
eine UN-Schutztruppe, die Internati-
onal Security Assistance Force (ISAF), 
geschaffen, die bis zum 31. Dezember 
2014 in Afghanistan bleiben sollte. 
Anders als erhofft, hatte ihr Einsatz 
über 13 Jahre kein sicheres Umfeld 
entstehen lassen. Nach einer Stu-
die zu den Kosten des Krieges an der 
US-amerikanischen Brown-Univer-
sität forderte der Anti-Terror-Krieg 
zwischen 2001 und 2014 allein in 
Afghanistan über 90.000 Menschen-
leben. Ob dieser Opferzahlen werte-
te Hamid Karsai, Afghanistans Präsi-
dent bis 2014, den NATO-Kampfein-
satz gegen Terrorismus, Extremis-
mus und Radikalismus als Misser-
folg: „Inzwischen stellt nicht nur das 
Terror-Netz al-Qaida, sondern auch 
die Terror-Miliz IS eine Bedrohung 
dar“. Afghanistan war noch gefährli-
cher geworden, trotz der internatio-
nalen Unterstützungsmission „Reso-
lut Support“, die am 1. Januar 2015 
die OEF abgelöst hatte.

Operation Iraqi Freedom im 
Irak (2003 – 2010)

Als am 20. März 2003 die US-geführte 
Koalitionsoffensive Operation Iraqi 
Freedom (OIF) am Golf begann, war 
sich die Weltgemeinschaft der Mus-
lime in der Verurteilung dieser mili-
tärischen Intervention einig. Mit der 
Eroberung Bagdads, dem Sturz Sad-
dam Husseins (1937 – 2005) und der 
Kapitulation seiner Armee erklärte 
US-Präsident George W. Bush am 1. 
Mai 2003 den Krieg für beendet. Es 
folgte nun ein Krieg nach dem Krie-
ge, der sich nicht nur gegen die west-
lichen Besatzungstruppen richtete. 
Kriegshandlungen und Gewaltkri-
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minalität verschiedener irakischer 
Gruppen untereinander sowie Gei-
selnahmen und Terroranschläge 
ausländischer Dschihadisten ließen 
ihn zum Bürgerkrieg werden. Einen 
nicht unerheblichen Teil trug dazu 
ein Foreign Fighter der al-Qaida bei. 
Vom ersten Kriegsjahr an beteiligte 
sich der palästinensische Jordanier 
Abu Mussab al-Zarqawi (1966 – 2006) 
mit seinen Kämpfern am Dschihad 
gegen die Besatzer und andere „Fein-
de des Islam“, zu denen er insbeson-
dere die „Schiiten als Abtrünnige vom 
wahren Glauben“ zählte. Der Emir 
der al-Qaida im Irak, Statthalter bin 
Ladens in Mesopotamien, entwickel-
te ein auf Terroranschlägen basieren-
des Kriegskonzept gegen die „schii-
tischen Schlangen“. Ob des provo-
zierten innerislamischen Religions-

krieges überwarf sich Zarqawi mit 
der Qaida-Führung. Doch wurde er 
ob dieser Kompromisslosigkeit zum 
geachteten Vordenker und Wegberei-
ter des neuen Kalifats. Noch in seinem 
Todesjahr 2006 wurde seine dschi-

hadistische Kampfgruppe in „Isla-
mischer Staat im Irak“ (ISI) umbe-
nannt. Sie war noch immer virulent, 
als US-Präsident Barack Obama am 
31. August 2010 die OIF für been-
det erklärte. Zur über siebenjähri-
gen Bilanz dieses Golfkrieges gehör-
ten auch über 105.000 tote iraki-
sche Zivilisten. Deren überwältigen-
de Mehrheit war Opfer schiitischer 
und sunnitischer Todesmilizen oder 
starb durch über 2.000 Terroranschlä-
ge islamistischer Extremisten und 
Dschihadterroristen. Vor dem Krieg 
waren zwei Millionen Iraker ins Aus-
land geflüchtet, die Anzahl der Bin-
nenflüchtlinge lag bei 1,8 Millionen. 
Auch Nordafrikaner hatten im Irak 
gekämpft. Als sich in ihren Heimat-
regionen 2010/2011 der Beginn einer 
Arabellion abzuzeichnen begann, da 

traf diese auf eine arabisch-muslimi-
sche Welt, in der über den Zeitraum 
zweier Dekaden ein von Afghanistan-
Kriegsveteranen begründeter regio-
naler militant-muslimischer Unter-
grund und ein globaler Dschihad- 

terrorismus entstanden und zu einer 
Art „Islamistischen Internationa-
len“ gewachsen war. Ob ihrer pro-
fessionellen Gewaltbereitschaft und 
Anwendung sollte diese zum eigent-
lichen Profiteur der kommenden Ara-
bellion werden.

Lead Nation der Islamisti-
schen Internationalen

Das neue Kalifat für den neuen 
sunnitisch-islamischen Menschen
Nach dem Abzug der US-Kampftrup-
pen im Irak nahmen die Spannun-
gen zwischen der schiitisch domi-
nierten Regierung und dem sunniti-
schen Bevölkerungsteil zu, schlugen 
im Dezember 2012 in offene Protes-
te und schließlich gewaltsame Aus-

einandersetzungen um, an denen 
auch der ISI, seit 2010 vom sunni-
tischen Iraker Abu Bakr al-Bagh-
dadi geführt, terroristisch beteiligt 
war. Mit dem durch die Arabellion 
ausgelösten Bürgerkrieg in Syrien 

1. Großer Dschihad der 
Moderne 

in AFGHANISTAN
1979 - 1989

Gegen
„ungläubige“ Rotarmisten

aus der Sowjetunion
u.a. „Gottlose“

ungefähr
35.000

radikale Muslime
aus 43 islamischen Ländern 
des Mittleren Ostens, Nord- 

und Ostafrika und Zentralasiens 

„Verteidigungs“-dschihad
des 

EMIRATS AFGHANISTAN
Oktober - Dezember 2001

Gegen
die internationale

Anti-Terror Operation
„Enduring Freedom“

(OEF)

ungefähr12.000 „Fremdenlegio-
 näre“ des Dschihad, darunter 

2.000 al-Qaida-Soldaten, aus 
über 40 islamischen 

Ländern

Dschihad im IRAK 
2003 - 2010/11

Gegen
die internationale

Anti-Hussein-Operation
„Iraqi Freedom“ (OIF)

und „Besatzungsmächte“

etwa ? 
ausländische  Dschihadisten

aus ?  Ländern

Dschihad im
NAHEN OSTEN

(Irak/Syrien)
2011/12 - heute

Gegen
das syrische Assad-

Regime und (später)
die „Feinde des Kalifats“

über
20.000

Foreign Fighters
aus 

80 - 90 Ländern
aller fünf Kontinente

Kämpften auf Seiten
afghanischer Mudschaheddin

Kämpften auf den Seiten
der Taliban

Kämpften auf Seiten des
irakischen Widerstands

Kämpften auf Seiten der
Milizionäre des 

Islamischen Staates (IS)
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auf dem Weg in ihren „Holy World War“
Die dschihadistisch-sala�stische Internationale
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fand sein ISI einen weiteren Kampf-
schauplatz, der diesen nun als Isla-
mischer Staat im Irak und Syrien 
(ISIS) noch stärker werden ließ. So 
erstarkt begann der ISIS von Syrien 
aus im Juni 2014 mit einem Feldzug 
gegen Bagdad. Ob dieser Bedrohung 
rief das religiöse Oberhaupt der Schi-
iten im Irak, Großayatollah Ali al-Sis-
tani, zum „Kampf gegen die sunniti-
schen Extremisten“ auf. Diese hatten 
kurz danach im eroberten Mossul ein 
neues Kalifat deklariert, einen Isla-
mischen Staat für alle sunnitischen 
Muslime. Zur vormodernen Welt-
sicht dieses dschihadistisch-salafis-
tischen Gottesstaates gehört die reli-
giös-politische Lehre, einen neuen 
sunnitisch-islamischen Menschen 
zu schaffen. Ein Lehrplan-Büro gibt 
die dementsprechenden Bildungs-
inhalte (Scharia-Wissenschaft) vor, 
ein IS-Bildungsministerium (Diwan 
des Wissens) sucht diese im Kali-
fatsgebiet umzusetzen. Ob im tota-
litären IS dadurch das Denken einer 
jungen Muslimgeneration monopo-
lisiert werden kann, ist so ungewiss 
wie der Umgang mit Gläubigen ande-
rer Buchreligionen wie Christen und 
Juden. Gewiss hingegen ist, dass die 
IS-eigene Theologie andere Spiel-
arten des Islam, die nach der ers-
ten Spaltung (Schia) in den vergan-
genen 1.355 Jahren entstanden sind, 
im sunnitischen Kalifat nicht vor-
sieht. Neben diesen „Abtrünnigen“ 
zählt die IS-Exekutive auch Anders-
gläubige, Andersdenkende zu den 
todeswürdigen „Ungläubigen“. Vor 
diesem Hintergrund ist die Grausam-
keit (Enthauptungen, Kreuzigungen, 
Verbrennungen, Leichenverstümme-
lungen) zum überlegten Kalkül und 
Bestandteil der Internetpropagan-
da geworden. Zur psychologischen 
Kriegführung gehört auch die „Stra-
tegie der kulturellen Säuberungen“, 
die Zerstörung vor- und nichtislami-
scher Kulturgüter/-stätten des Alten 
Orients – von Ninive im Irak bis Pal-
myra in Syrien. Zur „Neugestaltung“ 
des polyglotten nahöstlichen Kultur-
raumes für den neuen sunnitisch-

islamischen Menschen rief nach der 
Kalifatsproklamation der alte ISIS-
Führer und nun neue Kalif Ibrahim 
auf: „Muslime, eilt in euren Staat ... 
Das ist mein Rat für Euch. Wenn ihr 
ihm folgt, werdet ihr Rom erobern 
und Herren der Welt werden durch 
den Willen Allahs“. Dem Ruf, der auf 
Arabisch, Englisch, Russisch, Fran-
zösisch und Deutsch veröffentlicht 
wurde, folgten zigtausende Foreign 
Fighters aus mittlerweile 90 Län-
dern aller fünf Kontinente. In die 
Bürgerkriegsregion Syrien/Irak sind 
seit 2012 wohl über 6.000 Dschihad-
freiwillige aus Europa, Tausende aus 
Russland/Tschetschenien und Zent-
ralasien und bald 15.000 oder mehr 
aus der arabischen Welt gekommen.

Vom „Arabischen Frühling“ 
zum „Islamischen Winter“

Die Arabellion als Wegbereiter 
einer neuen Welt-Unordnung
Die Potentaten in der arabischen Staa-
tenwelt galten bis vor 2011 als sehr 
stabil. Doch als sich am 17. Dezem-
ber 2010 in Tunesien ein Gemüse-
händler und Familienvater in wirt-
schaftlicher Not vor einem öffentli-
chen Gebäude in der Kleinstadt Sidi 
Bouzid aus Protest verbrannte, säte er 
revolutionären Wind, der zum Sturm 
der Arabellion wurde. Nach Massen-
protesten in Tunesien gegen steigen-
de Lebensmittelpreise, hohe Arbeits-
losigkeit, schlechte Zukunftschancen 
und Polizeiwillkür kam es zu Protes-
ten für Freiheit und Brot in fast allen 
Ländern Nordafrikas und des Nahen 
Ostens. Im Januar 2011 begann dieser 
„Arabische Frühling“ in Algerien, Jor-
danien, Ägypten, Jemen, Saudi-Ara-
bien und Sudan; im Februar in Bah-
rain, Libyen, Oman und Dschibuti, 
Kuwait, Marokko, Irak, Mauretanien 
und Libanon. Nach den palästinen-
sischen Gebieten erfasste die Ara-
bellion Mitte März schließlich Syri-
en. Das Aufbegehren nutzend löste in 
den darauffolgenden Jahren die reli-
giöse Gewaltideologie des IS in der 

arabischen Welt eine, so der Nahost-
experte Martin Gehlen, „regionale 
Kernschmelze“ aus.

Tunesien – von der Jasminre-
volution zum Ausnahmezu-
stand

Als einziges Land in der arabischen 
Welt gelang es Tunesien, die Protes-
te (Jasminrevolution) in eine Demo-
kratisierung zu überführen. Die ers-
ten freien Wahlen zu einer Verfas-
sungsgebenden Versammlung fan-
den am 23. Oktober 2011 statt, aus 
denen die islamistische Partei Enn-
anda als stärkste Kraft hervorging. 
Nach einem schwierigen nationalen 
Dialog der politischen Kräfte wurde 
im Januar 2014 erstmals der Präsi-
dent frei gewählt und einen Monat 
später die neue Verfassung verab-
schiedet, die Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit sowie die Gleichstel-
lung von Mann und Frau garantier-
te. Tunesien galt damit als Vorbild 
für die Region, war als Hoffnungs-
träger aber zugleich auch bedroht 
– von radikalen Islamisten (Dschi-
hadisten-Netzwerken) im eigenen 
Land und durch den Staatszerfall im 
Nachbarland Libyen. So hatten sich 
zwei Millionen Libyer vor der Anar-
chie in ihrer Heimat in Tunesien in 
Sicherheit gebracht. In der Grenzre-
gion zu Algerien hatte sich eine klei-
ne, aber hochgefährliche al-Qaida-
Szene angesiedelt. Unterstützt wur-
de diese von der tunesischen Ansar 
al-Scharia, im Zuge der Revolution 
im April 2011 gegründet und 2013 als 
Terrorgruppe verboten. Vor diesem 
Hintergrund kam es nur drei Mona-
te nach der Präsidentenwahl am 18. 
März 2015 zu einem Terroranschlag 
in der Hauptstadt, bei dem erstmals 
seit 2002 (al-Qaida-Anschlag auf die 
Al-Ghriba-Synagoge auf Djerba, 21 
Tote) wieder Touristen zum Terror-
ziel wurden. Vor dem Bardo-Muse-
um in Tunis eröffneten IS-Dschiha-
disten das Feuer auf vornehmlich 
ausländische Museumsbesucher 
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und töteten insgesamt 23 Touristen. 
Nach dem Bardo-Attentat fürchtete 
das Land um seine wichtigste Ein-
nahmequelle – den Tourismus. Die-
sen traf der IS wenige Monate später 
noch härter. Am 26. Juni schoss in der 
Urlaubsmetropole Sousse ein Dschi-
hadist am Strand des Hotels Imperi-
al Marhaba auf westliche Gäste, töte-
te 38 ausländische Urlauber. In der 
Folge verließen Tausende von ihnen 
Tunesien, dessen Präsident gut eine 
Woche nach dem Terrorakt den Aus-
nahmezustand über das Land ver-
hängte. Schätzungen zufolge haben 
sich in den vergangenen Jahren 3.000 
junge Tunesier dem ISIS/IS ange-
schlossen, über 9.000 wurden bisher 
an der Ausreise gehindert, bis zu 500 
sind zurückgekehrt, mindestens 170 
im Kampfgebiet gestorben.

Libyen – Dschihadisten als 
Profiteure des Staatszerfalls

Vier Jahrzehnte sicherte sich Liby-
ens Langzeitherrscher Muammar 
al-Gaddafi (1942-2011) seine Macht 
durch skrupellose Gewalt. Mit den 
Islamisten stritt er, die Fundamenta-
listen rottete er weitgehend aus. Die 
Überlebenden beteiligten sich am 
Aufstand gegen ihn, der am 15. Feb-
ruar 2011 begann. Vier Wochen spä-
ter griff auch die NATO in den Krieg 
gegen den Diktator ein, der am 20. 
Oktober getötet wurde. Die Men-
ge seiner bei NATO-Angriffen unbe-
schädigt gebliebenen Waffenbestän-
de wurde auf weit über 100.000 Ton-
nen geschätzt. In der Folge wurde 
Libyen zur Drehscheibe des illega-
len Waffenhandels (Schultergestütz-
te Boden-Luft-Raketen u.a.) in Afri-
ka. Die UNO verhängte ein Waffen-
embargo. Nach dem Sturz Gaddafis 
begann der Kampf um die Vorherr-
schaft um Städte und Regionen, Ein-
fluss und Einnahmen, an dem sich 
bis heute rund 150 Stämme und 200 
Milizen, darunter auch militante Isla-
misten (z.B. libysche Ansar al-Scha-
ria) und darüber hinaus ausländische 

Dschihadisten (heute mehr als 5.000) 
beteiligen. Die Auseinandersetzun-
gen zwischen Islamisten und gemä-
ßigten Kräften haben Bürgerkriegs-
dimensionen und das Land in Cha-
os und Anarchie gestürzt. Vier Jahre 
nach dem Tod des Diktators ist Liby-
en ein zerfallenes Land, in dem zwei 
Premierminister (mit zwei Parlamen-
ten und zwei Armeen) um die Macht 
streiten. Im Osten des Landes hat die 
nach Tobruk geflohene alte, von der 
internationalen Gemeinschaft aner-
kannte Regierung ihren Sitz. Im Wes-
ten des Landes regiert mit den Ver-
bänden der „Libyschen Morgenröte“ 
eine von der Muslimbruderschaft 
unterstützte illegitime islamistische 
Gegenregierung in Tripolis. Friedens-
verhandlungen der UN scheiterten 
bisher. Nutzer des Machtvakuums 
sind Dschihadisten, insbesonde-
re die um Expansion bemühten IS-
Kämpfer. Im Oktober 2014 erklärten 
diese die eingenommene Hafenstadt 
Darna zum Zentrum der IS-Provinz 
Barm (Cyrenaika), die sie wieder an 
lokale Mudschaheddin verlor. Dafür 
brachten sie im Februar 2015 wei-
te Teile der Hafenstadt Sirte, im Mai 
die gesamte Stadt unter ihre Kontrol-
le. Nach der Niederschlagung letzter 
Widerstände renitenter Stämme im 
August ist Sirte dabei, Hauptstadt des 
IS in Libyen und im Zusammenwir-
ken mit anderen salafistischen Mili-
zen zur neuen Terrorzentrale des 
Maghreb zu werden.

Ägypten – ein Militärregime 
und sein Feldzug gegen den 
Terror

Fast 30 Jahre war Mohammed Hosni 
Mubarak an der Macht, als die Ägyp-
ter am 25. Januar 2011 insbesondere 
in Kairo gegen das Regime ihres Prä-
sidenten demonstrierten. Angesichts 
der Massenproteste trat dieser am 11. 
Februar zurück, wurde in der Folge 
vor Gericht gestellt, 2012 zu lebens-
langer Haft verurteilt und nach einem 
Revisionsverfahren 2014 freigespro-

chen. Zu seinem Nachfolger wurde 
am 30. Juni 2012 der Muslimbruder 
Mohammed Mursi frei gewählt und 
nach Massenprotesten gegen seine 
Politik durch einen Militärputsch am 
3. Juli 2013 gestürzt und inhaftiert. 
Mit Gewalt war damit das einjähri-
ge Experiment einer islamistischen 
Regierung beendet worden. Macht-
inhaber war nun wieder das Mili-
tär, das seinen Feldmarschall Abdel 
Fattah al-Sisi im Juni 2014 zum Prä-
sidenten machte. Das von Saudi-Ara-
bien und den VAE unterstützte Mili-
tärregime erließ seither 300 Geset-
ze per Dekret, nicht wenige davon 
schränken Grundrechte der Bürger 
ein. Bei Protesten wurden bis heute 
über 2.500 Menschen getötet, mehr 
als 40.000 kamen aus politischen 
Gründen in Haft. Schon im Septem-
ber 2013 war die Muslimbruderschaft 
verboten und Ende Dezember als 
Terrororganisation eingestuft wor-
den. Knapp zwei Jahre nach seinem 
Sturz wurde Ägyptens Ex-Präsident 
von einem Gericht in Kairo im Mai 
2015 wegen Verschwörung zum Tode 
verurteilt. Im Juni wurde das Todes-
urteil bestätigt. Darüber hinaus wur-
de Mursi wegen Spionage zu lebens-
langer Haft verurteilt. Zeitparallel 
hatten im Lande die Terroranschlä-
ge zugenommen. Mit der im Februar 
2011 gegründeten Gruppe Ansar Bait 
al-Maqdis (Unterstützer des „Heili-
gen Hauses“, gemeint ist Jerusalem) 
hatten im Norden der Halbinsel Sinai 
Dschihadisten Fuß gefasst und sich 
Mitte November 2014 offiziell dem IS 
angeschlossen. Richteten sie anfangs 
ihre Terroraktionen vornehmlich 
gegen Israel, wurde nach dem Sturz 
Mursis das ägyptische Kernland zum 
Ziel. So wurde Ende Juni 2015 in Kai-
ro der Generalstaatsanwalt durch 
ein Bombenattentat getötet. Anfang 
Juli überfielen die „Löwen des Kali-
fats“ auf dem Sinai simultan 15 Mili-
tärposten. Zehn Tage später wurde 
auf das Italienische Konsulat in Kai-
ro ein Bombenattentat verübt. Nicht 
nur der IS auf dem Sinai, auch der IS 
in Libyen sucht Ägypten zu provozie-



ren (im Februar 2015 mit einem Hin-
richtungsvideo ägyptischer Gast-
arbeiter in Sirte) und in die direkte 
Konfrontation in den Krieg hinein-
zuziehen. Gegen diesen Dschihad- 
terrorismus hat das Militärregime 
mit einem Feldzug begonnen. Mit-
te August setzte Präsident al-Sisi ein 
Anti-Terror-Gesetz in Kraft, das den 
Sicherheitskräften noch mehr Befug-
nisse gibt.

Syriens Nachbarn im Sog des 
Bürgerkrieges

Mitte März 2011 hatte die von Nord-
afrika kommende Arabellion Syri-
en erreicht. Aus kleinen Protesten 
wurden Massenproteste, bewaffne-
te Aktionen eskalierten zum militä-
rischen Kampf gegen das autoritä-
re Regime Baschar al-Assads. Heute 
sind Hunderte von Widerstandsgrup-
pen, vom säkularen Dachverband der 
Freien Syrischen Armee (FSA) bis zu 
diversen dschihadistisch-salafisti-
schen Rebellengruppen, in einen 
mörderischen Bürgerkrieg involviert, 
der durch die Teilnahme von IS-Mili-
zen des 2014 im Irak proklamierten 
Kalifats noch an Schärfe zunahm. Zur 
Bilanz des begonnenen fünften Bür-
gerkriegsjahres zählen rund 250.000 
Tote. Große Teile des Landes sind zer-
stört, Gesundheits- und Bildungswe-
sen sind zusammengebrochen. Die 
Hälfte der Bevölkerung (23 Millio-
nen) ist auf der Flucht. Weit über sie-
ben Millionen Syrer irren im eige-
nen Land umher, fast fünf Millionen 
sind ins Ausland, vornehmlich in die 
Nachbarstaaten geflüchtet, die sich 
mit zunehmender Länge des Krieges 
dem Sog der Gewalt nicht entziehen 
können.
Diese Schrecken kennt auch der Liba-
non (4,5 Millionen Einwohner) durch 
seine eigene Geschichte (Bürgerkrieg 
von 1975 – 1990). Seit 2011 hat das 
Land über 1,2 Millionen Flüchtlinge 
aus Syrien aufgenommen, was etwa 
einem Viertel der Bevölkerung ent-
spricht. Damit ist, so das Londoner 

Strategieinstitut IISS im September, 
der bisher überwiegend von Schiiten 
bewohnte Libanon zu einem mehr-
heitlich sunnitischen Land gewor-
den. Die Schiiten sehen sich insbe-
sondere durch den IS bedroht, des-
sen Dschihadisten im August 2014 
schon libanesische Sicherheitskräfte 
angriffen. Vor dem Hintergrund die-
ser Bedrohung werde die das Assad-
Regime unterstützende Hisbollah, so 
ihr Generalsekretär Hassan Nasrallah 
im Mai 2015, künftig überall in Syrien 
eingreifen, wo es nötig ist.
Im Königreich Jordanien (6,5 Millio-
nen Einwohner) billigten nicht alle 
Untertanen den Kriegskurs ihres 
Monarchen, der sich im September 
2014 der US-geführten Anti-IS-Alli-
anz anschloss. Bei einem Teil der 
Bevölkerung genoss der IS zumin-
dest Sympathie und mit 2.000 bis 
2.500 Kämpfern stellt Jordanien im 
IS das drittgrößte arabische Auslän-
derkontingent. Nicht zuletzt wer-
den über 630.000 geflüchtete Syrer, 
von denen 170.000 in der Haupt-
stadt Amman leben, zur Last. Bei 
seinen Luftschlägen gegen den IS 
stürzte am 24. Dezember 2014 ein 
Kampfflugzeug über Syrien ab, des-
sen Pilot Moaz al-Kasasba überlebte. 
In einem Käfig wurde dieser Gefan-
gene bei lebendigem Leib verbrannt, 
als Video vom IS am 3. Februar 2015 
ins Internet gestellt. In seiner Hei-
mat demonstrierten nun Tausende 
gegen den IS, bekundeten Solidari-
tät mit dem Clan des Ermordeten, der 
zu einem großen und einflussreichen 
Stamm gehört, der wichtiger Rück-
halt des Königs ist. Zeitgleich griff 
die jordanische Luftwaffe erneut IS-
Positionen an. Ob dieser Vergeltungs-
schläge befürchtet Amman größere 
Terrorattentate.
Mit IS-Anschlägen muss auch die 
Türkei rechnen, nachdem sich Ende 
August das NATO-Land erstmals mit 
Kampfflugzeugen an den Luftschlä-
gen der US-geführten internationa-
len Militärallianz beteiligte. Auch 
gehen seit der IS-Kriegserklärung tür-
kische Truppen verstärkt gegen For-

eign Fighters vor, die über die Lan-
desgrenze in das Kalifat in Syrien wol-
len. Aus diesem Bürgerkriegsland hat 
die Türkei seit 2011 fast zwei Millio-
nen Flüchtlinge aufgenommen. Aus 
Sicht Ankaras ist der IS, für den auch 
700 bis mehrere 1.000 Türken kämp-
fen, nicht das einzige Problem, hat 
doch im nordsyrischen Grenzbereich 
die kurdische Unionspartei (PYD) 
größere Gebiete unter ihre Kontrolle 
gebracht, aus denen einmal ein eige-
ner Kurdenstaat entstehen könnte. 
Problem ist auch der Grenzbereich 
zum Irak, wo die Arbeiterpartei Kur-
distans (PKK) – zum Leidwesen der 
Regionalregierung der irakischen 
Kurden (KRG) – in deren autonomen 
Zone ihr Hauptquartier hat. Nach der 
Aufkündigung des Friedensprozesses 
mit der Kurdenguerilla durch Staats-
präsident Erdogan Ende Juli 2015 
fliegt die türkische Luftwaffe wie-
der Einsätze gegen die PKK im Nor-
dirak. In der Folge ist auch der kurdi-
sche Südosten der Türkei wieder zum 
Kampfgebiet geworden. Die Gewalt 
könnte auf Istanbul und andere west-
türkische Metropolen übergreifen. 
Die Gefahr eines Bürgerkrieges ist 
nicht auszuschließen.

Der Jemen und die  
Golfmonarchien – „Arabia 
Felix“ im Bürgerkrieg

„Arabia Felix“ (Glückliches Arabien) 
hieß in der Antike der Süden der Ara-
bischen Halbinsel. In der Gegenwart 
ist der Jemen (24 Millionen Einwoh-
ner) ein politisch zerrüttetes Land, in 
dem Stammeskonflikte schon immer 
die Zentralgewalt schwächten. Die 
Zunahme religiöser Spannungen 
zwischen Zaiditen, einer alten schii-
tischen Splittergruppe und den Sun-
niten, aber auch die Niederlassung 
und Einflussnahme der al-Qaida auf 
der Arabischen Halbinsel (AQAH) 
und anderer Dschihadisten trugen 
zur Destabilisierung des Landes bei. 
Feste Größe trotz aller Unabhängig-
keitsbestrebungen war der Dauerdik-
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tator Ali Abdullah Saleh über 34 Jahre, 
bis auch den Jemen 2011 die Arabelli-
on ereilte. Nach Massenprotesten in 
der Hauptstadt Saana trat der Schiit 
Saleh zurück, gab 2012 die Macht an 
seinen Vize Abed Rabbo Mansur Hadi 
ab, einem Sunniten. Schon seit 2004 
kämpfte die im Nordjemen behei-
matete schiitische Huthi-Bewegung 
gegen die Zentralregierung. Nach 
Jahren beherrschte sie den Nord-
westen des Landes und bekämpfte 
ab 2009 zusätzlich auch die sunniti-
sche AQAH. Mit der Arabellion eska-
lierten die Auseinandersetzungen, 
an denen sich auf Seiten der Huthis 
Ex-Präsident Saleh beteiligte. Am 21. 
September 2014 besetzten die Huthis 
die Hauptstadt. In der Folge floh Prä-
sident Hadi in die Hafenstadt Aden, 
später nach Saudi-Arabien, wo er 
um Hilfe nachsuchte. Das König-
reich kam dem nach, zusammen mit 
neun Alliierten (Kuwait, Katar, VAE, 
Bahrain, Jordanien, Ägypten, Sudan, 
Marokko und Pakistan). Im Februar/
März 2015 begann diese bisher größ-
te sunnitische Militärallianz mit der 
gemeinsamen „Operation Entschei-
dungssturm“ mit einem Luftkrieg 
gegen die schiitischen Huthi-Rebel-
len, aus ihrer Sicht die „Fünfte Kolon-
ne des Iran“. Das Kriegsziel, den ver-
triebenen Präsidenten Hadi wie-
der an die Macht zu bomben, wurde 
durch weit über 2.000 Luftschläge in 
fünf Monaten nicht erreicht. Vor die-
sem Hintergrund schickte die Golf-
Koalition auch Bodentruppen. Zur 
panarabischen Streitmacht gehörten 
Mitte September schon 10.000 aus-
ländische Soldaten aus Saudi-Arabi-
en, Katar, Ägypten und dem Sudan, 
die die Hauptstadt zurückerobern 
wollen. In diesem Jahr hat sich der 
Krieg mit bisher 4.500 Toten, 23.000 
Verletzten und 1,5 Millionen Flücht-
lingen zu einer nationalen Katastro-
phe für das jemenitische Volk entwi-
ckelt. Darüber hinaus könnte – nach 
dem Irak, Syrien und Libyen die Eska-
lation des Bürgerkrieges im „Failed 
State“ Jemen zur weiteren Destabili-
sierung der Region beitragen. Ist der 

Konflikt doch auch ein weiterer Stell-
vertreterkrieg zwischen den Regio-
nalmächten Saudi-Arabien und dem 
Iran, in dem sich Schiiten und Sunni-
ten gegenüberstehen.

Iran – und die Gefahr eines 
30-jährigen Krieges in Nahost

Das sunnitisch-arabische Bündnis 
wirft dem Iran vor, die schiitischen 
Rebellen im Jemen zu unterstützen. 
Diese bestreiten Hilfen aus Teheran, 
sehen sich vielmehr als Vorkämp-
fer gegen eine korrupte Regierung. 
Bis zum Beginn des aus der Arabel-
lion erwachsenen Bürgerkrieges in 
Syrien war die Islamische Repub-
lik mehr ein isoliertes Land. Mittler-
weile ist die Theokratie (trotz hege-
monialer Ansprüche) ein gefragter 
Partner im Kampf gegen den sunni-
tischen IS, erst recht nach dem Ende 
des langjährigen „Atomstreits“ mit 
der internationalen Gemeinschaft 
und dem Atomabkommen von Wien 
am 14. Juli 2015. Nur vier Tage nach 
diesem Atom Deal machte das geist-
liche Oberhaupt des Gottesstaates 
Ayatollah Ali Chamene’i deutlich, 
dass der Iran ob eigener Interessen 
die Unterstützung für seine „Freun-
de in der Region wie die Palästinen-
ser und die Menschen im Jemen, Irak, 
Libanon, in Syrien und Bahrain“ nie-
mals stoppen werde. Hatten doch 
erst vor wenigen Jahren Saudi-Ara-
bien und die VAE geholfen, Unruhen 
von Schiiten in Bahrain niederzu-
schlagen. Nun, im nahöstlichen Bür-
gerkriegsgeschehen, nimmt der Iran 
Einfluss auf die schiitisch dominier-
te Regierung im Irak und leistet dort 
den gegen das Kalifat kämpfenden 
Schiiten-Milizen (Asaib Ahl al-Hakk, 
Hisbollah-Brigaden) militärische 
Hilfen. In Syrien ist man Präsident 
Assad im Kampf gegen eine zersplit-
terte Opposition und islamistischen 
Gruppen unterstützend verbunden. 
Im Libanon ist der enge Waffenkon-
takt zur Hisbollah ungebrochen, 
machte deren Generalsekretär doch 

deutlich, dass „der IS eine Gefahr wie 
nie zuvor in der Geschichte darstellt“ 
– was insbesondere für den sich vom 
Iran über Irak und Syrien bis zum 
Libanon erstreckenden „schiitischen 
Halbmond“ gilt. Wohl auch vor die-
sem Hintergrund verstärkte Russland 
im September seine Präsenz in Syrien 
und sucht in der IS-Bekämpfung das 
Gespräch mit dem Westen. Im nah-
östlichen Kriegschaos geht es nicht 
nur um Macht, Einfluss und Vorherr-
schaft – es geht auch um Religions-
fragen. „Ich glaube, der Konflikt wird 
sich lange hinziehen, vielleicht ent-
steht daraus sogar ein 30-jähriger 
Krieg wie damals in Europa“, so der 
renommierte pakistanische Publizist 
Ahmed Rashid im Dezember 2014. 
Kein Jahr später hat sich dieser „Kon-
flikt“ zur größten humanitären Kata-
strophe in der jüngeren Geschichte 
des Nahen Ostens entwickelt. Des-
sen arabische Welt erlebt den größ-
ten Flüchtlingsexodus seit dem Zwei-
ten Weltkrieg, der mittlerweile auch 
Europa erreicht hat.
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